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Amtsgericht Essen-Borbeck
IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

der Lorraine Media GmbH, gesetzlich vertr. d. d. Geschéftsfilhrerin Sabine Goertz,
Hauptstr. 117, 10827 Berlin,

Klagerin,
Prozessbevollméchtigter. |
]
gegen
|
Beklagten,
Prozessbevoliméchtigter: Rechtsanwalt [ GG

hat das Amtsgericht Essen-Borbeck

im vereinfachten Verfahren gemal § 485a ZPO
ohne mindliche Verhandlung am 01.07.2015
durch die Richterin am Amtsgericht Momberger

fir Recht erkannt:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klégerih EUR 448,20 nebst Zinsen in
Ho6he von 5%-Punkten ber dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem
20.11.2014 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits hat der Beklagte zu tragen.



_2.

Das Urteil ist vorlaufig volistreckbar.

Der Antrag des Beklagten auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe wird
zuriickgewiesen.

Ohne Tatbestand (gemal § 313a Abs. 1 ZPQ).

Entscheidungsgriinde:
Die Klage ist begriindet.

Der Klagerin steht der geltend gemachte Anspruch aus § 357 Abs. 8 BGB zu.

Unstreitig haben die Parteien einen Vertrag Uber die Anfertigung einer Fotoserie und
anschlieBenden Verdffentlichung geschlossen.

Ebenfalls unstreitig hat der Beklagte innerhalb der ihm zustehenden Widerrufsfrist
den Vertrag widerrufen.

Da der Beklagte - auch dies ist unstreitig - die Kldgerin schriftlich und ausdriicklich
um sofortige Vertragsausfiihrung gebeten hat, liegen die Voraussetzungen fiir einen
Anspruch der Kldgerin auf Wertersatz gemaR § 357 Abs. 8 BGB vor.

Die Einwendungen des Beklagten gegen den geitend gemachten Anspruch greifen
nicht durch.

Die Widerrufshelehrung entspricht den gesetzlichen Vorgaben. insbesondere ist vom
Unternehmer die etwaige Héhe eines zu leistenden Wertersatzes nicht vorab be-
kannt zu geben (vgl. Palandt-Griineberg, BGB, 74. Auflage 2015, EGBGB § 246 a
Rn. 9).

Es ist vorliegend auch nicht § 357 Abs. 9 BGB einschlagig, da Gegenstand des Ver-
trages nicht die Lieferung von digitalen Inhalten ist, die sich nicht auf einem kérperli-
chen Datentréger befinden. Die von der Klagerin zu erbringende Leistung erschopfte
sich nicht darin, Fotos im Internet vorzuhalten, sondern beinhaltete dartiber hinaus
auch die Anfertigung derselben. Schon aus diesem Grunde ist die Leistung der KI&-
gerin nicht unter § 357 Abs. 9 BGB zu subsumieren.


Ilona Brombach
Widerrufsfrist

Ilona Brombach
Wertersatz gemäß § 357 Abs. 8 BGB

Ilona Brombach
Widerrufsbelehrug entspricht den Vorgaben

Ilona Brombach
Nicht unter § 357 Abs. 9 BGB zu subsumieren
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SchlieRlich ist auch der Wertersatz nicht unangemessen. Eine wesentliiche Uberhd-
hung der vereinbarten Vergiitung kann jedenfalls nicht festgestellt werden. Zwar legt
der Beklagte Internetangebote vor, um seinen entsprechenden Vortrag zu stiitzen,
allerdings umfassen diese Angebote iediglich das Styling und Anfertigen der Fotos,
nicht jedoch die weitere von der Kidgerin geschuldete Leistung, namlich die Verof-
fentlichung im Internet. Bei der Frage, ob die vereinbarte Vergiitung iberhéht ist, ist
auf die vereinbarte Leistung abzustellen und nicht lediglich auf die erbrachten Leis-
tungen vor Widerruf. Unabhéngig davon hat die Kl‘égerin Angebote vorgelegt, die
einen weitaus héheren Preis aufgerufen haben, als die von dem Beklagten vorge-
legten Angebote. Dass eine wesentliche Uberhéhung der vereinbarten Vergiitung
nicht festgestellt werden kann, geht zu Lasten des insoweit darlegungs- und be-
weisbelasteten Beklagten.

Soweit die Kiagerin als Wertersatz 90% der vereinbarten Vergiitung zugrundelegt, ist
dies ebenfalls nicht unangemessen, da unstreitig der Grofteil der von der Kldgerin zu
erbringenden Leistung (der Teil, der unstreitig die Arbeit macht), vor Widerruf bereits

erbracht worden war.

Der Zinsanspruch ergibt sich aus §§ 286, 288 BGB.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91, 708 Nr. 11, 713 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung fiir jeden zuléssig, der durch
dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist,

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR ubersteigt oder
2. wenn die Berufung in dem Urteif durch das Amtsgericht zugelassen worden ist.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung
dieses Urteils schriftlich bei dem Landgericht Essen, Zweigertstr. 52, 45130 Essen,
eingegangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen
das die Berufung gerichtet wird, sowie die Erkldrung, dass gegen dieses Urteil Beru-
fung eingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Mo-
naten nach Zusteliung dieses Urteils schriftlich gegentber dem Landgericht Essen zu -
begriinden.


Ilona Brombach
90% Wertersatz ist angemessen!

Ilona Brombach
Wertersatz bei Widerruf!
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Die Parteien miissen sich vor dem Landgericht Essen durch einen Rechtsanwalt ver-
treten lassen, insbesondere miissen die Berufungs- und die Berufungsbegriin-
dungsschrift von einem solchen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des ange-
fochtenen Urteils vorgelegt werden.

Gegen den Prozesskostenhilfe zuriickweisenden Beschluss ist das Rechtsmittel der
sofortigen Beschwerde gegeben, wenn

1. der Wert der Hauptsache 600,00 EUR lbersteigt,

2. das Gericht ausschlieBlich die persdnlichen und wirtschaftlichen
Voraussetzungen fir die Prozesskostenhilfe verneint oder

3. das Gericht die Zahlung von Raten angeordnet hat.

Die sofortige Beschwerde ist bei dem Amtsgericht Essen-Borbeck oder dem Landge-
richt Essen schriftlich in deutscher Sprache oder zur Niederschrift der Geschéftsstelle
einzulegen. Die Beschwerde kann auch zur Niederschrift der Geschéftsstelle eines
jeden Amtsgerichtes abgegeben werden.

Die sofortige Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses
sowie die Erklarung enthalten, dass sofortige Beschwerde gegen diesen Beschluss
eingelegt wird. Sie ist zu unterzeichnen und soll begriindet werden.

Die sofortige Beschwerde muss spéatestens innerhalb einer Notfrist von 1 Monat
bei dem Amtsgericht Essen-Borbeck, Marktstr. 70, 45355 Essen-Borbeck, oder dem
Landgericht Essen, Zweigertstr. 52, 45130 Essen, eingegangen sein. Dies gilt auch
dann, wenn die sofortige Beschwerde zur Niederschrift der Geschéftsstelle eines
anderen Amtsgerichts abgegeben wurde. Die Frist beginnt mit der Zustellung des
Beschiusses, spéatestens mit Ablauf von fiinf Monaten nach Erlass des Beschlusses.

Momberger



